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"Oem Markt neue Raume eroffnen« 
Soziookonomische Auswirkungen der Finanzkrise auf die Gesundheitspolitik in Spanien 

~s Die Autoren beschreiben. wie lnfolge der europaischen Finanzkrise die Dlenstleistungen des spanischen Gesundheits­
ie systems zugunsten einer neoliberalen Polltik eingeschrcinkt wurden, Hervorzuheben dabei sind der zunehmende Trend 
1­

zur Privatisierung blslang offentlicher Aufgaben die Entlassungen und niedrige Entlohnung der Mitarbeíter, n 
k- Einschránkung des Zugangs zur Gesundheitsversorgungfur grof?e Teile der Bevolkerung sowie der AU55Chluss 
j- vlelerMenschen ausdemVersorgungssystem_ VON ALBERTO FERNÁNOEZ LIRIA UNO ANA MORENO PÉRn 

F­

r­ m Jahr 2009 hat das Europaische Regional­

a- komitee der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) eine Resolution angenommen, in der 

nt die Mitgliedstaaten gedrangt wurden, ihre 

~r Gesundheitssysteme weiter abzusichem und 

1t den allgemeinen Zugang zu effektiver Ge­

:h sundheitsversorgung in Krisenzeiten sicher­
zustellen. 

\g 
'1 -

Vorschllige und kritische:h 
Bestandsaufnahme der WHO 

2011 hat das WHO-Regionalbüro für Europa 
ein Dokument über die Auswirkungen der 

u- Krise im Bereich der psychischen Gesund­

~t, heit verbffentlicht. Um diese abzumUdern, 

:h werden folgende MaGnahmen empfohlen: 

~t - (1) Beschaftigungsprogramme zu entwi­
¡t­ ckeln, (2) die Familien zu unterstützen, (3) 

n­ Preise und Verfügbarkeit von Alkohol starker 

.a- zu kontrollieren und (4) die medizinische 

:n Grundversorgung von Personen mit Risiko­

n­ faktoren zu garantieren. Von der Idee gelei­

Ü, tet, dass in Krisenzeiten eher erne noch um­

b- fangreichere und bessere Gesundheitsver­
sorgung nbtig ist, wird vorgeschlagen: (1) die 
Stigmatisierung zu bekampfen, (2) in psy­
chische Gesundheit zu investieren, (3) die Re­

er formen zur Fbrderung der psychischen Ge­

'or sundheit weiterzuführen und (4) universel­

ge len Zugang zu Gesundheitsdienstleistungen 
zu garantieren. 

n­ Ein weiteres Dokument der WHO aus dem 

lit Jahr 2012 analysiert die Krisenpolitik der be­

~r- troffenen Staaten. Was jedoch die Regierun­

en gen im Allgemeinen tun, ist das genaue Ge­
¡t­ genteil dessen, was die WHO im oben ange­

nd führten Papier von 2011 vorgeschlagen hat. 
Bezogen auf Spanien wird dazu Folgendes 
ausgeführt: 

~r-

1. Spanien zahlt zu den Landern, die die 
tg Gelder für Gesundheitsversorgung gekürzt 
liS 

haben. [... ] Das Gesundheitsministerium ist 
das Ministerium in Spanien, das die grbGten 
Kürzungen hinnehmen musste (2012: 536 Mio. 
Euro [22,6%]; 2013 415 Mio. Euro). [ ... ] 

2. Das WHO-Papier skizziert die Entwick­
lung einer Politik, die den jeweiligen Beitrag 

tog 
der verschiedenen an der Gesundheitsver­
sorgung beteiligten Akteure verandert. Da in 

·\1 · Spanien die Gesundheitsversorgung nicht 
vom Zentralstaat, sondern von den autono­
men Gemeinschaften* abhangt, bezieht sich 

Barcelona 2013: Graffiti 

der Bericht auf einen Plan für Wirtschaftlich­
keit, der in Katalonien umgesetzt wurde und 
eine Verringerung von 10% bei den Gesund­
heitsausgaben in den Jahren 2010 und 2011 

bedeutete. 
Bei den Haushalten des Jahres 2013 haben 

sich nur zwei von insgesamt 17 autonomen 
Gemeinschaften von den Kürzungen des 
Jahres 2012 befreit, die in einigen Fallen bis 
zu 15,2% betrugen. In Katalonien wurde die 
Politik der Kürzungen fortgeset zt, sodas s der 
Haushalt in drei lahren insgesa mt um 25% 

gekürzt wurde. 
Der Bericht erschien zeitlich vor der wich­

tigsten gesetzgeberischen MaGnahme in 
diesem Bereich: ein Dekret, in dem das natio­
nale Gesundheitssystem (Sistema Nacional 
de Salud, SNS) nicht mehr als eine nationale, 
über Steuern finanzierte Dienstleistung ver­
standen wird, die Bürger allein aufgrund der 
Tatsache, Bürger zu se in, versorgt, sondern 
das nun ein Sozialversicherungssystem ist, 
wo das Recht auf Gesundheitsversorgung 
davon abhangt, ob man als Beschaftigter in 
diese Versicherung Beitrage zahlt oder nicht. 

Diese MaGnahme ist der Anfang einer Ent ­
wicklung, die den Empfehlungen der WHO 
im oben genannten Dokument hinsichtlich 
der Garantie der Universalitat entgegenge­
setzt ist; sie schlieGt ein, dass Personen, die 
alter als 26 sind und keine Beitrage gezahlt 
haben, da sie niemals beschaftigt waren, Ar­
beitslose, die kein Arbeitslosengeld mehr be­
ziehen oder bestimmte Kriterien nicht erfül­
len, sowie Immigranten, die keine Sozialver­
sicherungsbeitrage zahlen, kein Recht auf 
Gesundheítsversorgung mehr haben! 

3- Spanien wird unter den Landern aufge­
führt, die MaGnahmen zur Senkung der Ge­
sundheitskosten ergriffen haben, indem sie 
versuchen, die Ausgaben für Medikamente 
und medizinisches Material zu reduzieren, 
ihre Einkaufsstrategien zu verbessern oder 
die Nutzung von Medikamenten zu rationa­
lisieren bzw. einzuschranken. Ebenfalls nach 
Erscheinen des WHO-Dokuments und im 
Sinne desselben Dekrets wurde das gemein­
same Portfolio des SNS verandert, für das die 
Nutz er einen finanziellen Beitrag leisten, 
wenn sie diese Gesundheitsdienste bean­
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spruchen. Die Anteile, die ein Patient zahlen 
muss, um ein Medikament zu kaufen, wur­
den erh6ht (fúr die aktiv Beschaftigten wur­
de der Prozentsatz ihres Anteils von 40 auf 
60% erh6ht; Rentner, für die Medikamente 
bis dahin kostenlos waren, müssen nun ei­
nen Teil der Medikamente bezahlen, abhan­
gig von der H6he ihrer Rente). Gleiches gilt 
für Prothesen, diatetische Produkte und an­
deres mehr. Zum ersten Mal werden hier 
auch die nicht notwendigen Krankenfahrten 
eingeschlossen. [ ... ] 

Hinzu kommt, dass am J7. August 2012 die 
Liste der nicht vom SNS finanzierten Medi­
kamente aktualisiert wurde, womit 400 

pharmazeutische Praparate ausgeschlossen 
wurden, die bislang berücksichtigt worden 
waren. 

4. Die Plane für einige autonome Gemein­
schaften, insbesondere Madrid und Kasti­
lien-La Mancha, schlief?en als angebliche 
Sparmaf?nahme den Verkauf oder die Ausla­
gerung der Verwaltungen von Hospitálern 
mit ein (sieben in Madrid und vier in Kasti­
lien-La Mancha) sowie die anderer 6ffentli­
cher Gesundheitsdienste. Durch diesen Ver­
kauf oder die private Übernahme würden die 
Unternehmen von der Offentlichen Verwal­
tung einen jáhrlichen Betrag pro Einwohner 
erhalten, zu deren Gesundheitsversorgung 
sie damit verpflichtet sind. Diese Maf?nah­
men wurden getroffen, obgleich sich die Er­
wartungen in Bezug auf m6gliche Einspa­
rungen in Valencia, die die erste Gemein­
schaft war, die dieses Modell versucht hat, 
nicht erfüllt haben. Das Hospital von Alzira 
(Provinz Valencia). das erste 6ffentliche Ge­
sundheitszentrum in Spanien, das nun pri­
vat verwaltet wird und im Jahr 1999 er6ffnet 
wurde, hatte im ersten Jahr Verluste von ei­

ner MilIion Euro, 900000 Euro im zweiten 
Jahr, 450000 Euro im dritten Jahr und 2,67 

Mio. Euro im vierten Jahr (2002). Die autono­
me Regierung von Valencia, die einen Aus­
fall der Gesundheitsversorgung der Bev6lke­
rung durch eine m6gliche Betriebsschlie ­
f?ung nicht zulassen konnte, sah sich 2003 

gezwungen, eine Rettungsaktion zu unter­
nehmen, indem die Vertragsbedingungen für 
das konzessionierte Privatunternehmen at­
traktiver gestaltet wurden. Sie ist von dem Ver­
trag mit dem Konzessionsnehmer (ADESLAS 
und Ribera Salud, gegründet von den valen­
cianischen Sparkassen Bancaja und CAM) 
zurückgetreten und hat das Hospital erneut 
ausgeschrieben, mit veránderter Leistungs­
beschreibung. Der neue Vertrag sah auf?er 
dem Hospital auch die Kontrolle über Zen­
tren für Basisgesundheitsversorgung des Re·­
gierungsbezirks vor. Der Jahresbeitrag, den 
die Verwaltung Valencias für jeden Einwoh­
ner des Landkreises Ribera zahlte, wurde um 
68% angehoben. Das gleiche Konsortium, 
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dem die Rettungsaktion galt, hat sich dann 
unter den neuen Bedingungen erneut be­
worben und bekam die Konzession. 1m Jahr 
2009 verzeichnete es einen Gewinn von 2,1 

Millionen Euro, auf Kosten des Anstiegs der 
6ffentlichen Ausgaben. 

5. Das Gesundheitspersonal hat wie aJle 
im 6ffentlichen Dienst Tátigen Gehaltsein­
buf?en und Kaufkraftverlust hinnehmen 
müssen. 2011 wurden elle Gehálter eingefro­
ren, 2012 um fünf Prozent abgesenkt, auch 
2012 blieben die Gehalter eingefroren, und 
die Arbeitszeit wurde auf 37,5 Wochenstun­
den erh6ht. 2012 und 2013 hat die Regierung 
die Einkommensteuersátze erneut angeho­
ben (zwischen 0,75 und 7%). gleichzeitig er­
h6hte sich die Mehrwertsteuer für einige 
Dienstleistungen und Produkte von 8 auf 
21%. Am 15. Juli 2012 wurde eine Sonderzah­
lung für 6ffentliche Angestellte ausgesetzt. 

In fast allen autonomen Gemeinschaften 
bedeutete die Haushaltskürzung auch den 
Verlust von Arbeitsplatzen. 

Sinn und Unslnn elner Politi 

Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die derzeitige 
Regierung per Dekret mit der Universalitát 
brach, existierte in Spanien ein System 6f­
fentlicher Gesundheitsversorgung, das über 
Steuern finanziert wurde und das bei lnan­
spruchnahme eine universelle, kostenlose 
Versorgung bot. Die Gesundheitsversorgung 
ist eine 6ffentliche Dienstleistung, die - ab ­
gesehen von einigen Ausnahmen, die sehr 
speziell auf Katalonien konzentriert sind­
mit Offentlichen Geldern und von 6ffentli­
chen Beamten geleistet wird. 

Daten der Weltbank zufolge betragen in 
Spanien die Pro -Kopf-Ausgaben im Gesund­
heitsbereich 3027 Dollar, aber die Gesund­
heitsindikatoren sind laut WHO besser als in 
Lándern mit wesentlich h6heren Ausgaben, 
wie zum Beispiel den USA (8608 Dollar), 
Frankreich (4952 Dollar), Deutschland (4875 

Dollar) oder Grof?britannien (3609 Dollar). 
Spanien hat also ein sehr effizientes Gesund­
heitssystem. In einem Land, in dem tausen­
de MilIionen von Euro zur Rettung von Ban­
ken bereitgestellt wurden, scheint es jedoch 
eine Vereinbarung zwischen den aufeinan­
derfolgenden zentralen und autonomen Re­
gierungen, in deren Kompetenz die Gesund­
heitsversorgung liegt, gegeben zu haben, die 
Ausgaben für Gesundheit zu reduzieren und 
ein System zu verándern, das mit so gerin­
gen Kosten zu derart guten Ergebnissen im 
Gesundheitsbereich geführt hat. 

Dies ist entweder ein Fehler oder Ergebnis 
eines Mythos oder aber einer dahinterlie­
genden Absicht. Der Fehler liegt dar in, 
Okonomie mit Buchhaltung zu verwechseln. 
Der Mythos ist, privates Management führe 

zu besseren Ergebnissen als Offentliches 
Management. Und die Absicht ist, bei der Ge­
sundheitsversorgung das Terrain für Ge­
scháfte privater lnvestoren zu vergr6f?ern. 

Ein Fehler: Buchhaltung und Ókonomie 

Aber das Schlimmste ist nicht, dass 6kono­
mische Argumente angeführt werden, wenn 
heute über Gesundheit und deren Kosten ge­

stritten wird. Das Schlimmste ist, dass 6ko­
nomische Argumente angeführt werden, wo 
es sich eigentlich um buchhalterische han­
delt. 

Es gibt drei Arten bzw. drei Ebenen 6kono­
mischer Argumente, die beim Thema Ge­
sundheitsversorgung angeführt werden 
k6nnen. Und es gibt die M6glichkeit und die 
Notwendigkeit, diese auf allen drei Ebenen 
zu diskutieren. Aber dabei ist es wichtig, zu 
berücksichtigen, auf welcher Ebene wir uns 
jeweils befinden, und nicht zu vergessen, 
dass auch die anderen Ebenen existieren. 

Eine erste Ebene betráfe das 6konomische 
Modell, in dem die Gesundheitsversorgung, 
über die diskutiert wird, Sinn macht. Auf die­
ser Ebene werden Fragen behandelt wie: Ob 
wir akzeptieren, das s das fundamentale Ziel 
der Gesundheitsversorgung die Wiederher­
stellung der durch Krankheit geschwachten 
Arbeitskraft ist. Oder ob ein System m6glich 
und legitim ist, das - um die Bedürfnisse ei­
ner kleinen Minderheit der Bev6lkerung zu 
befriedigen - die grof?e Mehrheit verarmen 
lasst, die zum Überleben nur über ihre eige­
ne Arbeitskraft verfügt. Oder ob es Sinn hat, 
ein System aufrechtzuerhalten, das zur Ver­
meidung seines Zusammenbruchs immer 
weiteres Wachstum erzeugen muss und da­
bei in Kauf nimmt, dass den M6glichkeiten 
menschlichen Lebens auf dem Planeten Erde 
ein Ende gesetzt wird. 

Eine zweite Ebene ist die Analyse der Kon­
sequenzen der Probleme und Aktionen der 
Gesundheitsversorgung im Rahmen eben­
dieses Systems und deren Planung unter 
ebendiesen Voraussetzungen. Ein paradig­
matisches Beispiel dieser Art der Analyse ist 
das, was in Grof?britannien zur Entwicklung 
des Programms »Improving Access to Psy­
chological Therapies« geführt hat, in dessen 
Rahmen ohne zusátzliche Kosten die 10 000 

Psychotherapeuten ausgebildet und ange­
stellt wurd.en, die notwendig waren, damit 
eine MilIion Bürger die vom NICE (nationales 
Institut für Gesundheit) empfohlenen psy­
chologischen Interventionen erhalten konn­
te: Bürger, die aufgrund von depressiven 
oder nerv6sen Stbrungen Krankengelder be­
zogen und deren Arbeitsunfáhigkeit sich 
aufgrund dieser Interventionen um mindes­
tens einen Monat verringert hat. Die Analy­
sen, die zur Halbzeit der Programmdurch­
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es führung angestellt wurden, bestatigen, das s 
e­ die Berechnungen korrekt waren, was die kli­
e­ nischen Resultate und die Gegenüberstel­

lung von Kosten und Einsparungen betriJft. 
Aber wenn die spanisehen Regierenden 

sagen, dass sie über Okonomie spreehen, be­
sehranken sie sieh in Wahrheit auf Buchhal­

0 ­ tung: auf Einnahmen und Ausgaben der 
m Registrierkassen jeder Einriehtung. Ohne da­
e­ rüber naehzudenken, ob vielleicht diese Ein­
o­ nahmen oder die AJt und Weise, wie die 

ro Ausgaben Z'Ustande kommen, ein noeh viel 
11­ grólSeres Loeh erzeugen in Bezug auf die Si­

tuation, die wir hier behandeln. 
0 - Ein Beispiel für diese Haltung ist die von 
e­ den Regierenden mehrerer autonomer Ge­
~n meinschaften getroffene Entscheidung der 
ie obligatorisehen Pensionierung von Árzten 

'n im Alter von 65 Jahren, die vorher bis zum 
~u Alter von 70 Jahren weiterarbeiten konnten. 
1S Da diese Árzte nicht ersetzt wurden, werden 

n, zwar Einsparungen in der Buehhaltung des 
betreffenden Gesundheitsdienstes erzielt, 
aber dafür fast aquivalente Ausgaben bei 

g, den Pensionen und Renten; wobei noeh er­
e­ sehwerend hinzukommt, das s die Patienten, 
lb d,ie von diesen Árzten behandelt würden, 

el wenn diese weiter beruflieh aktiv waren, 
r­ nun keine Árzte mehr haben, da der Gesund­
~n heitsdienst keine neuen Árzte anstellt. 
:h Aber es gibt no eh mehr zu sagen. Was un­
i ­ sere Regierenden vorsehlagen (auf barbari­
~u sehe Weise umgesetzt in Madrid und etwas 
~n verdeckter im ganzen Staatsgebiet), ist ein 
e­ System, das das systemische Denken, das wir 
lt, die zweite Ebene nannten, unmóglieh maeht: 
I­ ein System, das slch auf das neoliberale Dog­

:r ma stützt, wonaeh in jedem Hospital oder 
a­ Gesundheitszentrum der jeweilige an den 
~n Tag gelegte Eifer des Verwalters (oder kurz: 
le des Besitzers) zur Maximierung der Einnah­

men und Reduzierung der Ausgaben ihrer 
!1 - Registrierkassen das exzellente Funktionie­
:I ren des Systems garantiert. Es gibt jedoeh 
1­ keine empirisehe Stütze für dieses Dogma. 
:r Vielmehr resultiert aus der strikten Anwen­
g­ dung dieses Dogmas eine Krisensituation, 
st die nun mit »noeh mehr vom Gleiehen« ge­

19 regelt werden sol!. 
y- Okonomie auf Buehhaltung reduzieren, 

'n den systemisehen Ansatz aufgeben, kann fur 
lO einige von Vorteil sein. Ein Vorteil ware die 
e­ Mi:igliehkeit einer vierten, untergeordneten 

.it Ebene, wo das, was wir mangels eines akade­

:s miseheren Begriffs "buchhalterische Trieks« 

y­ nennen ki:innten, einen Platz hatte. Der wieh­
11­ tigste Trick, der von der Madrider Regierung 

'n sehon seit Jahren angewandt wurde, war je­

e­ ner, der den Bau und die Inbetriebnahme 
:h von sieben Hospitalern ermi:iglicht hat, die 

's­ über Privatinvestitionen finanziert wurden, 

y­ wodureh aus buehhalteriseher Perspektive 
h­ betrachtet kein Defizit verursacht wurde. Es 

gab kein Defizit, da die Gemeinsehaft - die 
nieht Besitzerin der Gebaude ist - keinen Bei­
trag sehuldet. Aber es wurden einige Miet­
vertrage für einen Zeitraum von dreilSig Jah­
ren unterzeiehnet, deren Gesamtbetrag sieh 
auf das Zehnfaehe der Baukosten belaufen 
ki:innte (über 100 Millionen Euro pro Jahr, 
dreilSig Jahre lang, das entspraehe 25% al'ler 
Ausgaben und 50% der Ausgaben für Perso­
nal). [ ... ] 

Der Mythos vom prlvaten Management 

Die Regierenden des Zentralstaats und der 
auto nomen Gemeinsehaften Madrids (vor 
allem der Gemeinsehaft Madrid, aber aus­
nahmslos aueh alle anderen) behaupten im­

tat privater Managementsysteme in Lan­
dern mit mittleren und niedrigen Einkom­
men gibt. Die Analyse der Daten der langjah­
rigen britischen Erfahrung hat offengelegt, 
dass das System, das der Privatisierungswel­
le in unserem lLand als Modell gedient hat, zu 
teureren Einriehtungen und weiteren zu­
satzliehen Naehteilen geführt hat. Der Ver­
gleich zwisehen Systemen mit i:iffentlieher 
und privater Verwaltung in Kanada und den 
Vereinigten Staaten hat die Analytiker be­
wegt, der kanadischen Regierung radikal 
von einer Privatisierung der Dienstleistun­
gen abzuraten. Schon 2006 verOffentliehte 
die Zeitsehrift der WHO einen Artikel, in dem 
vor dem Hintergrund der Analyse der Erfah­
rungen in Australien, Spanien (Alzira) und 

mer wieder, dass privates Management effi­
zienter sei und die Ressoureen bei dieser Art 
Verwaltung kostengünstiger seien. Die Ver­
teidiger dieser These haben allerdings keine 
Daten veri:iffentlieht, die es uns erlauben 
würden, bei den privaten Einriehtungen, die 
sie bereits in unserem Land eingeführt ha­
ben, die Riehj;igkeit der These zu überprüfen. 
Darüber, was in anderen Kontexten mit Ein­
richtungen passiert ist, die ihnen angeblich 
als Modell gedient haben, gibt es allerdings 
seh! wohl einige Daten. 

Eine Revision, die 2012 in »PLOS Medicine« 
veri:iffentlieht wurde, kommt zu dem Schluss, 
dass auf Basis der vorliegender Informatio­
nen es keinen Beweis für die angeblichen 
Vorteile in Bezug auf Effizienz und Effektivi-

GrolSbritannien vertreten wurde, dass die i:if­
fentlieh-private Zusammenarbeit zu den er­
folgten Konditionen »die sehwierige Aufga­
be, ein Hospital zu bauen und in Betrieb zu 
nehmen, eher noeh sehwieriger maeht«. Es 
gibt Studien, die zudem anführen, dass die in 
Spanien gemaehten Erfahrungen einige der 
Garantien nicht berüeksiehtigen, die in 
GrolSbrüamúen erforderlieh waren. Die spa­
nisehen Wissensehaftler haben sich ganz 
klar im gleiehen Sinne geaulSert. 

Trotzdem hat die Madrider Regierung den 
Prozess zum Verkauf von seehs Hospitálern 
weiterbetrieben, entgegen den Stimmen der 
Experten, der Opposition und der Bürgerini­
tiativen, die gegen diese MalSnahme mobili­
siert haben. 
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Gesundheit als Markt 

Die wahre Absicht hinter diesen MaEnah­
men wurde in einer Ankündigung des Ge­
sundheitsrates der Gemeinschaft Madrid 
deutlích, mit der mbgliche Investoren zu ei­
ner Versammlung ins luxurióse Hotel Ritz 
eingeladen wurden (für des sen lEintritt sie 
1380 Euro zahlen mussten) und die lautete: 
»Wenn Sie die geschaftlíchen Móglichkeiten, 
die diese neuen Modelle der Privatwirtschaft 
bieten, kennen lemen wollen, soJlten Sie 
nicht fembleiben.« Um dieses Ziel zu ermóg­
lichen, wurden so viele Gesetzesanderungen 
wie nótig durchgeführt, obgleich dafür eini­
ge der Prinzipien des alJgemeinen Gesund ­
heitsgesetzes, d.ie das nationale Gesund­
heitssystem leiten, auf der StTecke bleiben 
mussten, wie z.B. das Prinzip der Territorialí­
sierung. Eine Disposition des Madrider Parla­
ments, die das Organisationsprinzip der Ge­
sundheitsversorgung aufgrund der Normen 
des Zentralstaats eigentlich nicht verandem 
kann, legt fest, dass die Gemeinschaft Ma ­
drid, die bis dato in elf Gesundheitsbezirke 
aufgeteilt war, nun als ein einziges Gebiet 
betrachtet wird, wo Hospitaler untereinan­
der ohne Einschrankungen konkurrieren 
kiinnen. 

Die Anwendung aH dieser Veranderungen 
droht nun ein neues GesellschaftsmodelJ zu 
formen. Ihr Sinn ist nicht neu, da sie der in­
newohnenden Logik und dem Charakter des 
kapitalistischen Systems entsprechen und 
schon von jenen aufgezeigt wurden, die sich 
die ser Logik seit dem Ende des 19. Jahrhun ­
dert genahert haben: dass es für den indivi­
duelJen Kapitalisten unmóglích sei zu über­
leben, wenn er sich nicht der Anforderung 
des wachsenden Profits stellt, wurde schon 
von Karl Marx im »Kapital« aufgezeigt. [ ... ] 

Wenn dem so ist, dann stehen wir vor Tat­
sachen, deren polítische, ethische und sozia­
le Konsequenzen in Erwagung gezogen wer ­
den müssen: MaEnahmen, die angeblich zur 
Einsparung in einer Krisensituation des 
Staates und der auto nomen Gemeinschaften 
gedacht sind, hatten dann nicht zum Ziel , 
weniger Geld auszugeben, sondern dem 
Markt neue Raume zu erbffnen zum Erzielen 
von Gewinnen. 

Das Schlimmste daran ist. dass diese Ope­

ration im Namen eines neolíberales Diskur­
ses durchgeführt wurde, der die Befreiung 
der angeblich »gesunden« Krafte des Mark­
tes und des freien Wettbewerbs und damit 
deregulierende MaEnahmen fordert, aber in 
Wahrheit den regulierenden Einfluss des 
Staates nutzt, um nun Unternehmen zu be­
günstigen, die die Transformation des Sys ­
tems anstreben und auEerdem Personen, die 
mit diesen Unternehmen verbunden sind, 
nun in die Position versetzt, diesen Prozess 
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zu leiten. Das ist nicht besonders originel!. 
[... ] 

Wenn wir also darüber nachdenken, was 
derzeit im System der Gesundheitsversor­
gung passiert, müssen wir uns fragen , von 
welchem Referenzrahmen aus wir dies tun 
kónnen. Die MaEnahmen, die bisher ergrif­
fen wurden, kónnen nicht erklart werden, 
wenn wir davon ausgehen, das s ihr leitendes 
Ziel die Verbesserung der Versorgung oder 
die Einsparung sei. Was in Bezug auf Ge­
sundheit in Europa, in den Vereinigten Sta a­
ten und der restlichen Welt passiert, lasst 
sich eher erklaren, wenn wir davon ausge ­
hen, dass dahinter letztlich die Absicht steht, 
die Gesundheitsversorgung in einen Bereich 
zu verwandeln, wo jedes angestrebte Ziel 
notwendigerweise nur durch Beziehungen 
erreicht werden kann, die über Waren ver­
mittelt sind - in Form von Medikamenten, 
anderen Produkten oder Dienstleistungen -, 
die nutzbringend sind im Sinne der Schaf­
fung von Mehrwert und des Erzielens von 
Gewinnen, wenngleich sie hiihere Kosten 
und schlechtere Ergebnisse bedeuten. 

Diejenigen, die das Gegenteíl behaupten, 
sollten in der Lage sein zu beweisen, das s ihr 
Vorschlag zu besseren (oder gleichenl Ergeb­
nissen führt sowie zu niedrigeren (oder glei­
chen) Kosten. Aber sie sind nicht nur diesen 
Beweis schuldig geblieben, sondern haben 
sich auch unter standiger Verteidigung der 
Deregulierung die regulierende Kapazitat 
des Staates zunutze gemacht [... ]. 

Krise, Austerity und die Folgen 

Die Krise und die von den Regierungen ent­
wickelten politischen MaEnahmen, um die­
ser zu begegnen, haben auf verschiedenen 
Ebenen Konsequenzen gehabt: 

1. Psychische Gesundheit: 
- Verringerung der zuvor seit Jahren ver­

zeichneten falJenden Tendenz bei Suiziden; 
- verstarkte Inanspruchnahme der Basisge­

sundheitsdienste; Gründe: Stimmungs­
schwankungen, NervositatlUnruhe, Schlaf­
stórungen und Alkoholprobleme im Zu­
sammenhang mit eigener Arbeitslosigkeit 
oder der von Angehbrigen, finanzieHen Be­
lastungen (Hypotheken) oder Wohnungs­
verlust. 
2 . Spezialisierte Angebote im Bereich Ge­

sundheit und psychische Gesundheit: 
- Bruch mit der Universalitat des Zugangs 

zur Gesundheitsversorgung, wobei beso n­
ders verwundbare Gruppen besonders be­
troffen sind (Langzeitarbeitslose, Immig­
ranten mit irregularem Aufenthalts­
status ... l; 

-	 ungleicher Zugang zu Gesundheitsdienst­
leistungen und eingeschrankte Anspruchs ­
rechte auf Versorgung (Iangere Wartezei ­
ten im BehandlungsfalJ, Einschrankungen 
bei der Medikamentenversorgung ...l. 
3. Systeme sozialer Absicherung: Zunahme 

der Bevólkerungsgruppen, die auEerhalb des 
Systems sozialer Absicherung stehen und 
unterhalb der Armutsgrenze leben (Leis­
tungsverlust bei Arbeitslosigkeit, Verlust der 
Erziehungsbeihílfen, Situationen der Abhan­
gigkeitl . • 
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Bei dem Text handelt es sich um die gekurzte und 

bea rbeitete Verslon der spanlschen Ollllne-Fassung: 

www.atopos.eslimages/crisis_sa lud_mental_ 

corregido.pdf 

Die Übersetzung aus dcm Span ischen besorgte 

Dorothee Molders. 
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Literatur be i den Ver fassern. 

• Als autaname Gemeinschaflen (span . Communidades 
Autónomas) werden die 17 Regionen Spaniens be­
ze ichnet. Die autonomen Gemeinschaften sind Ge­
biets~Órpe rschaft:e n. die 1m Rahmen derspanlschen 
Verfassung durch AutonomiestalUte mit bes'tímmten 
Kompetenzen in Gesetzgebung und VolIZllg lIsge­
stattet werden. Das MaB der Jeweils elllgeraumten 
Autonomle varilert dab i von Gemeinschaft zv Ge­
melnschaft. Sieben der slenzehn autonomen ~egionen 
bestehen nur au5 einer Provinz.,die übrigen ;¡us meh ­
reren 1-1 Provinzen (nach Wih pedla,222-14) 
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